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Teilplan A

Gebiet 4

Allgemeines Wohngebiet

Gemäß § 1 Abs. 6 BauNVO werden die in § 4 Abs. 3 BauNVO genannten 
sonstigen nicht störenden Gewerbebetriebe, Anlagen für Verwaltungen, 
Gartenbaubetriebe und Tankstellen nicht Bestandteil des Bebauungsplanes.

Grundflächenzahl: 0,3
Geschossflächenzahl: 0,6
Zahl der Vollgeschosse: maximal 2

Die Höhe der traufseitigen Außenwand bis zum Anschnitt mit der Dachfläche 
beträgt maximal 5 m, bezogen auf die Oberkante der jeweiligen 
Erschließungsstraße, gemessen senkrecht zur Straßenachse bzw. deren 
gedachter Verlängerung. 

Die maximale Höhe der baulichen Anlagen beträgt 9 m, bezogen auf die 
Oberkante der jeweiligen Erschließungsstraße, gemessen in Gebäudemitte 
senkrecht zur Straßenachse bzw. deren gedachter Verlängerung.
Die Höhe der Oberkante Fußboden Erdgeschoss beträgt mindestens 0,3 m 
über der Oberkante Fahrbahn des nächstgelegenen Punktes der Erschließ- 
ungsstraße. 

Offene Bauweise;
Es sind nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig.

Gebiet 7

Allgemeines Wohngebiet

Gemäß § 1 Abs. 6 BauNVO werden die in § 4 Abs. 3 BauNVO genannten 
sonstigen nicht störenden Gewerbebetriebe, Anlagen für Verwaltungen, 
Gartenbaubetriebe und Tankstellen nicht Bestandteil des Bebauungsplanes.

Grundflächenzahl: 0,4
Geschossflächenzahl: 1,2
Zahl der Vollgeschosse: mindestens 2, maximal 3

Die maximale Höhe der baulichen Anlagen beträgt 14 m, bezogen auf die 
Oberkante der jeweiligen Erschließungsstraße, gemessen in Gebäudemitte 
senkrecht zur Straßenachse bzw. deren gedachter Verlängerung.
Die Höhe der Oberkante Fußboden Erdgeschoss beträgt mindestens 0,3 m 
über der Oberkante Fahrbahn des nächstgelegenen Punktes der Erschließ-  
ungsstraße. 

Abweichende Bauweise; Gebäude sind mit seitlichem Grenzabstand zu 
errichten; es sind Einzel- und Doppelhäuser mit einer Länge von höchstens  
20 m zulässig.

Je Einzelhaus sind maximal 4 Wohneinheiten, je Doppelhaushälfte maximal 2 
Wohneinheiten zulässig.

Die Errichtung von Stellplätzen und Garagen ist  innerhalb der festgesetzten 
nicht überbaubaren Grundstücksfläche nur bis zu einer Tiefe von maximal 
22 m - gemessen von der Straßenbegrenzungslinie der Erschließungsstraße - 
zulässig, sofern keine Fläche für Stellplätze und Garagen bzw. keine Fläche 
für Stellplätze festgesetzt ist. 

Öffentliche Grünfläche - Spielplatz

Flächenbefestigungen dürfen lediglich in wasserdurchlässiger Weise erfolgen; 
ausgenommen hiervon sind die notwendigen Flächenbefestigungen für Spiel- 
geräte. Auf mindestens einem Drittel der Fläche sind einheimische und stand- 
ortgerechte Laubgehölze (z.B. der unter Hinweise und Empfehlungen aufge- 
führten Arten) anzupflanzen und im Bestand zu erhalten. Dabei ist je Baum 
eine Fläche von 10 qm und je Strauch eine Fläche von 2 qm anzurechnen. 

Innerhalb der Öffentlichen Grünfläche - Spielplatz ist die Errichtung eines 
Wasserlaufes zulässig. Dabei sind ausschließlich abgeflachte Ufer zulässig. 
Eine lückige Bepflanzung mit einheimischen Ufergehölzen ist vorzunehmen. 
Dabei ist alle 20-30 m eine Gruppe aus 2-3 der in der nachfolgenden 
Empfehlungsliste aufgeführten einheimischen und standortgerechten Baum- 
und Straucharten anzupflanzen und im Bestand zu erhalten. Technische 
Uferbefestigungen sind nur abschnittsweise als Steinschüttung oder Steinsatz 
zulässig.

Fläche für die Wasserwirtschaft  - Regenrückhalte- 
becken mit Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und 
zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft

Die Fläche dient der Errichtung eines Regenrückhaltebeckens. Dieses ist mit 
einer maximalen Uferneigung von 15° anzulegen und so zu gestalten, dass 
Regenwasser auch dauerhaft zurückgehalten wird, indem mindestens 300 qm 

der Fläche des Rückhaltebeckens unter der Überflußhöhe des Auslaufbau- 
werks liegen. Flächenbefestigungen bzw. bauliche Anlagen sind nur in Form 
einer wasserdurchlässig zu befestigenden Umfahrung und kleinflächig im 
Bereich der Einlaß- und Auslaufbauwerke sowie in Form eines Zaunes um die 
Fläche herum zulässig. Auf mindestens 10 % der Fläche ist das Becken mit 
einheimischen und standortgerechten Röhrichtpflanzen zu bepflanzen. Auf 
weiteren mindestens 10% der Fläche für die Wasserwirtschaft - Regenrück- 
haltebecken ist am Rand des Rückhaltebeckens eine Gehölzpflanzung aus 
einheimischen und standortgerechten Arten (z.B. der unter Hinweise und 
Empfehlungen aufgeführten Arten) anzulegen. Die übrigen Flächenanteile 
sind mit einer artenreichen standortgerechten Gras-Kraut-Vegetation einzu- 
säen. 

Fläche für das Anpflanzen von Bäumen und 
Sträuchern

Auf der gesamten Fläche sind einheimische und standortgerechte Gehölze 
anzupflanzen und im Bestand zu erhalten. Dabei ist eine gemischte 
Bepflanzung aus mindestens 10 Arten (z.B. der unter Hinweise und 
Empfehlungen aufgeführten Arten) mit einem maximalen Pflanzabstand von 
1,5 m anzulegen.
Ausgenommen von dieser Pflanzbindung sind Grundstücksein- und 
Grundstücksausfahrten, die in Gebiet 1 eine Gesamtbreite von 8 m und in 
Gebiet 6 eine Gesamtbreite von 5 m je Grundstück nicht überschreiten dürfen.
Innerhalb der Fläche für Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zugunsten des Zweck- 
verbandes Gruppenwasserwerk Dieburg sowie innerhalb des Schutzstreifen 
der 20kV-Leitung der HSE sind ausschließlich flachwurzelnde Sträucher zu 
verwenden.

Öffentliche Verkehrsfläche - Parkplatz

Befestigungen auf der Öffentlichen Verkehrsfläche - Parkplatz sind zu 
mindestens 50 % mit luft- und wasserdurchlässigem Belag (z.B. mit 
Fugenpflaster oder wassergebundener Decke) anzulegen. Für je 5 Stellplätze 
ist - z.B. gemäß Hinweis im Planbild - mindestens ein einheimischer und 
standortgerechter mittelgroßer Baum (z.B. der unter Hinweise und 
Empfehlungen aufgeführten Arten) zu pflanzen und im Bestand zu erhalten.

Übersichtskarte

Die Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur 

und Landschaft - Wiese / Gehölze sowie die Fläche zum Schutz, zur Pflege 
und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft -Extensivwiese werden 
den Baugrundstücken in den Gebieten 1 bis 7 im Plangebiet zugeordnet.

Öffentliche Grünfläche - Parkanlage

Innerhalb der Öffentlichen Grünfläche - Parkanlage sind Flächenbefest- 
igungen in wasserdurchlässiger Weise auf maximal 20 % der Fläche zulässig. 

Innerhalb der Öffentlichen Grünfläche - Parkanlage ist die Errichtung eines 
Wasserlaufes zulässig. Dabei sind ausschließlich abgeflachte Ufer zulässig. 
Eine lückige Bepflanzung mit einheimischen Ufergehölzen ist vorzunehmen. 
Dabei ist alle 20-30 m eine Gruppe aus 2-3 der in der nachfolgenden 
Empfehlungsliste aufgeführten einheimischen und standortgerechten Baum- 
und Straucharten anzupflanzen und im Bestand zu erhalten. Technische 
Uferbefestigungen sind nur abschnittsweise als Steinschüttung oder Steinsatz 
zulässig. In der südlichen Fläche ist die Errichtung eines Einlassbauwerkes 
mit maximal 10 qm Grundfläche zulässig.

Auf mindestens einem Drittel der verbleibenden Flächen der Öffentlichen 
Grünfläche - Parkanlage sind einheimische und standortgerechte Laubge- 
hölze (z.B. der unter Hinweise und Empfehlungen aufgeführten Arten) anzu- 
pflanzen und im Bestand zu erhalten. Dabei ist je Baum eine Fläche von 10 
qm und je Strauch eine Fläche von 2 qm anzurechnen. Die übrigen Flächen- 
anteile sind vollständig mit einer standortgerechten Gras-Krautvegetation 
anzulegen und als extensiv gepflegte Rasenflächen im Bestand zu erhalten.

Anzupflanzende Einzelbäume innerhalb der 
öffentlichen Verkehrsflächen 

Innerhalb der Öffentlichen Verkehrsfläche sind mindestens 75, innerhalb der 

Öffentlichen Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung mindestens 10 

sowie innerhalb der Öffentlichen Verkehrsfläche - Parkplatz je Anlage 
mindestens 3 einheimische und für den Straßenraum geeignete mittelgroße 
oder großkronige Laubbäume (z.B. der unter Hinweise und Empfehlungen 
aufgeführten Arten) anzupflanzen und im Bestand zu erhalten. Es sind 
ausschließlich Hochstämme, dreimal verpflanzt, mit Ballen und 
durchgehendem Leittrieb, Stammumfang mindestens 16 - 18 cm, zu 
verwenden und durch geeignete Maßnahmen wie Rammschutz und Baum- 
scheiben zu schützen. Bei der Anpflanzung von im Planbild mit Ziffer k 
gekennzeichneten Einzelbäumen dürfen auch kleinkronige Laubbäume 
verwendet werden.

Öffentliche Verkehrsfläche - Fuß-/ Radweg

Die Öffentliche Verkehrsfläche - Fuß-/ Radweg darf ausschließlich 
wasserdurchlässig befestigt werden.

Teilplan ATeilplan B

Teilplan B

Gebiet 3

Mischgebiet

Gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO sind die in § 6 Abs. 2 BauNVO genannten 
Gartenbaubetriebe, Tankstellen und Vergnügungsstätten nicht zulässig. 

Gemäß § 1 Abs. 6 BauNVO werden die in § 6 Abs. 3 BauNVO genannten 
Vergnügungsstätten nicht Bestandteil des Bebauungsplanes.

Grundflächenzahl: 0,5
Geschossflächenzahl: 1,0
Zahl der Vollgeschosse: maximal 2

Die maximale Höhe der baulichen Anlagen beträgt 11 m, bezogen auf die 
Oberkante der jeweiligen Erschließungsstraße, gemessen in Gebäudemitte 
senkrecht zur Straßenachse bzw. deren gedachter Verlängerung. 
Die Höhe der Oberkante Fußboden Erdgeschoss beträgt mindestens 0,3 m 
über der Oberkante Fahrbahn des nächstgelegenen Punktes der Erschließ- 
ungsstraße.

Offene Bauweise;
Es sind nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig.

Fläche zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 
von Boden, Natur und Landschaft - Wiese / Gehölze

Innerhalb der Fläche ist die Errichtung eines Wasserlaufes zulässig. Dabei 
sind ausschließlich abgeflachte Ufer zulässig. Eine lückige Bepflanzung mit 
einheimischen Ufergehölzen ist vorzunehmen. Dabei ist alle 20-30 m eine 
Gruppe aus 2-3 der in der nachfolgenden Empfehlungsliste aufgeführten 
einheimischen und standortgerechten Baum- und Straucharten anzupflanzen 
und im Bestand zu erhalten.  Technische Uferbefestigungen sind lediglich 
abschnittsweise als Steinschüttung oder Steinsatz zulässig.

Innerhalb der festgesetzten Fläche für die Erhaltung von Bäumen und 
Sträuchern der Gehölzbestand zu erhalten. Dazu sind die auf der Fläche 
vorhandenen Laubgehölze der natürlichen Sukzession zu überlassen. 
Eingriffe jeglicher Art sind unzulässig.

Auf mindestens 25% der verbleibenden Flächen zum Schutz, zur Pflege und 
zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft - Wiese / Gehölze sind - 
mit Ausnahme der mit Ziffer A im Planbild gekennzeichneten Teilfläche, die 
ausschließlich als Extensivwiese anzulegen ist - standortgerechte und 
einheimische Gehölze (z. B. der unter Hinweise und Empfehlungen 
aufgeführten Arten) anzupflanzen und im Bestand zu erhalten. Je Baum ist 
eine Fläche von 10 qm und je Strauch eine Fläche von 2 qm in Ansatz zu 
bringen. Es sind mindestens 10 Arten zu verwenden, der Anteil der Bäume an 
der Fläche der Gehölze darf 5% nicht unterschreiten. Hierauf anzurechnen ist 
die Fläche für das Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern am Westrand der 
Fläche; ausgenommen die Ausgleichsfläche für den Eingriff in das gemäß § 
15d HENatG geschützte Biotop.
Die übrigen Flächen sind mit einer standortgerechten Gras-Kräuter-Mischung 
anzusäen und als Extensivwiese im Bestand zu erhalten. Die Anwendung von 
chemischen Pflanzenschutzmitteln und mineralischen Düngemitteln ist 
unzulässig.

Dachform / -neigung

Es sind ausschließlich Flachdächer sowie geneigte Dächer bis maximal 20° 
Dachneigung zulässig.

Grundstücksfreiflächen

Die nach Abzug der überbauten sowie der befestigten Flächen verbleibenden 
Freiflächen des Baugrundstücks sind vollständig als Grünflächen anzulegen 
und im Bestand zu erhalten. Auf mindestens 50% dieser Flächen sind 
einheimische und standortgerechte Laubgehölze (z.B. der unter Hinweise und 
Empfehlungen aufgeführten Arten) anzupflanzen und im Bestand zu erhalten. 
Dabei ist je Baum eine Fläche von 10 qm und je Strauch eine Fläche von 2 qm 
anzurechnen. Festgesetzte Gehölze innerhalb von Flächen für das Anpflanzen 
von Bäumen und Sträuchern sind hierauf anzurechnen.

Fassadenbegrünung

Außenwände sowie deren Teilflächen ab 50 qm mit Bodenanschluss, die 
keine Wandöffnungen aufweisen, sind mit einheimischen Rank- und Kletter-

pflanzen (z.B. der unter Hinweise und Empfehlungen aufgeführten Arten) 
dauerhaft zu begrünen.

Betriebsflächen im Freigelände

Nicht umbaute Betriebsflächen, insbesondere Lagerplätze und Auf-
schüttungen sind mit einer dichten, mindestens 2,0 m hohen und 3,0 m 
breiten Gehölzhecke zu umgeben, soweit sie nicht durch Gebäude, durch 
Flächen für das Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern zur öffentlichen 

sind. Es sind ausschließlich einheimische und standortgerechte Gehölzarten 
(z. B. der unter Hinweise und Empfehlungen aufgeführten Baum- und 
Straucharten) zu verwenden.

Einfriedungen

Sichtdichte Einfriedungen in Form von Mauern und Zäunen entlang der öffent-
lichen Verkehrsflächen sind nur bis zu einer Höhe von maximal 1,20 m zulässig.

Dachform / -neigung

Es sind nur geneigte Dächer bis maximal 38° Dachneigung zulässig. 
Pultdächer sind nur als versetzte Pultdächer zulässig, ausgenommen als 

Dachform bei einem Staffelgeschoss.

 

Ausnahmsweise können Tonnendächer zugelassen werden.

Garagen sind auch mit extensiv begrüntem Flachdach zulässig. 

Dacheindeckung

Schwarze, gelbe, grüne sowie blaue Dacheindeckungen sind unzulässig.
Ausgenommen sind Solar- und Photovoltaikanlagen.

Grundstücksfreiflächen

Die nach Abzug der überbauten sowie der befestigten Flächen verbleibenden 
Freiflächen des Baugrundstücks sind vollständig als Grünflächen anzulegen 
und im Bestand zu erhalten. Auf mindestens 20% dieser Flächen sind 
einheimische und standortgerechte Laubgehölze (z.B. der unter Hinweise und 
Empfehlungen aufgeführten Arten) anzupflanzen und im Bestand zu erhalten. 
Dabei ist je Baum eine Fläche von 10 qm und je Strauch eine Fläche von 2 qm  
anzurechnen. Festgesetzten Gehölze innerhalb von Flächen für das Anpflanzen  
von Bäumen und Sträuchern sind hierauf anzurechnen.

Einfriedungen

Sichtdichte Einfriedungen in Form von Mauern und Zäunen sind nur bis zu 

einer Höhe von maximal 1,20 m zulässig.

Dachform / -neigung

Es sind nur geneigte Dächer von mindestens 28° Dachneigung bis maximal 
45° Dachneigung zulässig. 
Pultdächer sind nur als versetzte Pultdächer zulässig. Staffelgeschosse sind 
hiervon ausgenommen.

 

Garagen sind auch mit extensiv begrüntem Flachdach zulässig.

Dacheindeckung

Schwarze, gelbe, grüne sowie blaue Dacheindeckungen sind unzulässig.
Ausgenommen sind Solar- und Photovoltaikanlagen.

Grundstücksfreiflächen

Die nach Abzug der überbauten sowie der befestigten Flächen verbleibenden 
Freiflächen des Baugrundstücks sind vollständig als Grünflächen anzulegen 
und im Bestand zu erhalten. Auf mindestens 50 % dieser Flächen sind 
einheimische und standortgerechte Laubgehölze (z.B. der unter Hinweise und 
Empfehlungen aufgeführten Arten) anzupflanzen und im Bestand zu erhalten. 
Dabei ist je Baum eine Fläche von 10 qm und je Strauch eine Fläche von 2 qm
anzurechnen. Festgesetzten Gehölze innerhalb von Flächen für das Anpflanzen 
von Bäumen und Sträuchern sind hierauf anzurechnen.

Einfriedungen

Sichtdichte Einfriedungen in Form von Mauern und Zäunen sind nur bis zu 
einer Höhe von maximal 1,20 m zulässig.

Bepflanzung der Stellplatzflächen

Gemäß § 3 (2) der Stellplatz- und Ablösesatzung der Stadt Rödermark ist

für je 5 Stellplätze ein standortgeeigneter Baum (Stammumfang mind. 10 cm,
gemessen in 1 m Höhe) in einer unbefestigten Baumscheibe von mindestens 
10 qm zu pflanzen und dauerhaft zu unterhalten.
Es wird empfohlen, dabei Bäume der unter Hinweise und Empfehlungen auf- 
geführten Arten zu pflanzen und diese dabei gemäß Hinweis im Planbild 
anzuordnen. 

Pflege von Extensivwiesen

Extensivwiesen sind ein- bzw. zweimal pro Jahr zu mähen, wobei die erste 

Mahd nicht vor dem 15. Juni erfolgen soll und das Mähgut von der Wiese zu 
entfernen ist.

Empfehlungslisten

Für Anpflanzungen von einheimischen und standortgerechten Bäumen und 

Sträuchern sowie von Straßenbäumen werden insbesondere folgende Arten 
und Sorten empfohlen:

Einheimische und standortgerechte Baum- und Straucharten

(B, S)  Acer campestre - Feld-Ahorn
(B) Betula pendula - Sand-Birke
(B, S) Carpinus betulus - Hainbuche
(S) Cornus mas - Kornelkirsche
(S) Cornus sanguinea - Gemeiner Hartriegel
(S) Corylus avellana - Waldhasel
(S) Crataegus monogyna - Eingriffliger Weißdorn
(S) Euonymus europaeus - Pfaffenhütchen
(S,F) Ligustrum vulgare - Gemeiner Liguster
(S,F) Lonicera xylosteum - Gemeine Heckenkirsche
(B) Malus sylvestris - Holzapfel
(B) Prunus avium - Vogel-Kirsche
(B, S) Prunus padus - Trauben-Kirsche
(S) Prunus spinosa - Schlehe
(B) Quercus petraea - Trauben-Eiche
(B) Quercus robur - Stiel-Eiche
(S) Rosa canina - Hunds-Rose
(S) Rosa rubiginosa - Wein-Rose
(S) Salix caprea - Sal-Weide
(S) Sambucus nigra - Schwarzer Holunder
(S) Sambucus racemosa - Roter Holunder
(B) Sorbus aria - Mehlbeere
(B) Sorbus aucuparia - Eberesche 

sowie hochstämmige Obstbäume

(B) = Baum
(S) = Strauch       (S,F) = Flachwurzelnder Strauch

Laubbäume für den öffentlichen Straßenraum

Großkronige Arten und Sorten:
Acer platanoides 'Deborah' - Spitz-Ahorn 'Deborah'
Quercus petraea - Trauben-Eiche
Quercus robur - Stiel-Eiche
Tilia cordata 'Erecta' - Winter-Linde 'Erecta'

Mittelgroße Arten und Sorten:
Acer platanoides 'Cleveland'  - Spitz-Ahorn 'Cleveland'
Acer platanoides 'Columnare'  - Spitz-Ahorn 'Columnare'
Fraxinus excelsior 'Westhof's Glorie' -  Esche 'Westhof's Glorie'
Tilia cordata 'Greenspire'  - Winter-Linde 'Greenspire'
Tilia cordata 'Rancho'  - Winter-Linde 'Rancho'

Kleinkronige Arten und Sorten:
Acer campestre 'Elsrijk' - Feld-Ahorn 'Elsrijk'
Acer platanoides 'Globosum' - Kugel-Ahorn
Prunus spec. - Kirsche
Tilia cordata 'Wega' - Winter-Linde 'Wega'

Einheimische Rank- und Kletterpflanzen

Clematis - Waldrebe
Hedera helix - Gemeiner Efeu
Lonicera caprifolium - Geißblatt
Parthenocissus quinquefolia - Jungfernwein
Parthenocissus tricuspidata - Kletterwein

Baugrund / Entwässerung

Im Zusammenhang mit der Bebauung und Erschließung der Grundstücke ist 
auf das z.T. in geringen Tiefen anstehende Rotliegendgestein hinzuweisen. Es 
wird deshalb die Durchführung von Baugrunduntersuchungen angeraten 
sowie die Ausbildung von Wannen, um Vernässungen der unterirdischen 
Bauwerke bzw. Gebäudeteile zu vermeiden.
Auch ist damit zu rechnen, dass Hebeanlagen zur Entwässerung in das 
öffentliche Kanalnetz insbesondere beim Bau von Kellergeschossen 
erforderlich werden können.

Fund von Bodendenkmälern

Wenn bei Erdarbeiten Bodendenkmäler bekannt werden, so ist dies dem
Landesamt für Denkmalpflege Hessen, Archäologische Denkmalpflege oder
der Unteren Denkmalschutzbehörde unverzüglich anzuzeigen.

Verkehrsbedingte Emissionen

Es wird darauf hingewiesen, dass durch die Nachbarschaft zur Bahnstrecke 
und zur Rodaustraße mit verkehrsbedingten Emissionen zu rechnen ist.
Es wird deshalb empfohlen, beim Bau von Wohnungen passive Lärmschutz-
maßnahmen in Betracht zu ziehen.

Gebiet 1

Gebiete 2.1, 2.2, 3 und 7

Gebiete 4, 5 und 6

Gebiet 2.2

Mischgebiet

Gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO sind die in § 6 Abs. 2 BauNVO genannten 
Gartenbaubetriebe, Tankstellen und Vergnügungsstätten nicht zulässig. 

Gemäß § 1 Abs. 6 BauNVO werden die in § 6 Abs. 3 BauNVO genannten 
Vergnügungsstätten nicht Bestandteil des Bebauungsplanes.

Grundflächenzahl: 0,4
Geschossflächenzahl: 0,8
Zahl der Vollgeschosse: maximal 2

Die maximale Höhe der baulichen Anlagen beträgt 10,5 m, bezogen auf die 
Oberkante der jeweiligen Erschließungsstraße, gemessen in Gebäudemitte 
senkrecht zur Straßenachse. 
Die Höhe der Oberkante Fußboden Erdgeschoss beträgt mindestens 0,3 m 
über der Oberkante Fahrbahn des nächstgelegenen Punktes der Erschließ- 
ungsstraße. 

Abweichende Bauweise; Gebäude sind mit seitlichem Grenzabstand zu 
errichten; es sind Einzel- und Doppelhäuser und Hausgrupen mit einer Länge 
von höchstens 20 m zulässig. 

Festsetzungen gemäß § 9 Abs. 1 BauGB

Gebiet 1

Gewerbegebiet

Gemäß § 1 Abs. 4 BauNVO sind nur solche Gewerbebetriebe zulässig, die 
das Wohnen im Sinne des § 6 BauNVO nicht wesentlich stören. 

Gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO sind die in § 8 Abs. 2 BauNVO genannten 
Tankstellen und Anlagen für sportliche Zwecke nicht zulässig. 

Gemäß § 1 Abs. 6 BauNVO werden die in § 8 Abs. 3 BauNVO genannten 
Vergnügungsstädten nicht Bestandteil dieses Bebauungsplanes.

Grundflächenzahl: 0,6

Die maximale Höhe der baulichen Anlagen beträgt 11 m, bezogen auf die 
Oberkante der jeweiligen Erschließungsstraße, gemessen in Gebäudemitte 
senkrecht zur Straßenachse.

Offene Bauweise

Gebiet 2.1

Mischgebiet

Gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO sind die in § 6 Abs. 2 BauNVO genannten 
Gartenbaubetriebe, Tankstellen und Vergnügungsstätten nicht zulässig. 

Gemäß § 1 Abs. 6 BauNVO werden die in § 6 Abs. 3 BauNVO genannten 
Vergnügungsstätten nicht Bestandteil des Bebauungsplanes.

Grundflächenzahl: 0,5
Geschossflächenzahl: 1,2
Zahl der Vollgeschosse: mindestens 2, maximal 3

Die maximale Höhe der baulichen Anlagen beträgt 14 m, bezogen auf die 
Oberkante der jeweiligen Erschließungsstraße, gemessen in Gebäudemitte 
senkrecht zur Straßenachse. 

Innerhalb der im Planbild festgesetzten überbaubaren Fläche in Überlagerung 
mit der festgesetzten Fläche für Geh-, Fahr-, und Leitungsrecht zugunsten 
des Eigenbetriebes Entsorgung und Dienstleistung der Stadt Rödermark ist  

eine Überbauung  (durch Gebäude oder Teile derselben) erst ab einer lichten 

Höhe von 4 m zulässig. 

Die Höhe der Oberkante Fußboden Erdgeschoss beträgt mindestens 0,3 m 
über der Oberkante Fahrbahn des nächstgelegenen Punktes der Erschlie- 
ßungsstraße.

Abweichende Bauweise; Gebäude sind mit seitlichem Grenzabstand zu 
errichten; es sind Einzel- und Doppelhäuser und Hausgrupen mit einer Länge 
von höchstens 20 m zulässig. 

Dachaufbauten

Die Gesamtbreite der Gauben und Zwerchgiebel je Dachfläche darf maximal 
1/3 der Länge der darunterliegenden Außenwand betragen.

Dachaufbauten

Die Gesamtbreite der Gauben und Zwerchgiebel je Dachfläche darf maximal 
1/3 der Länge der darunterliegenden Außenwand betragen.

Gebiet 6

Allgemeines Wohngebiet

Gemäß § 1 Abs. 6 BauNVO werden die in § 4 Abs. 3 BauNVO genannten 
sonstigen nicht störenden Gewerbebetriebe, Anlagen für Verwaltungen, 
Gartenbaubetriebe und Tankstellen nicht Bestandteil des Bebauungsplanes.

Grundflächenzahl: 0,4
Geschossflächenzahl: 0,8
Zahl der Vollgeschosse: maximal 2

Die maximale Höhe der baulichen Anlagen beträgt 9 m, bezogen auf die 
Oberkante der jeweiligen Erschließungsstraße, gemessen in Gebäudemitte 
senkrecht zur Straßenachse. 
Die Höhe der Oberkante Fußboden Erdgeschoss beträgt mindestens 0,3 m 
über der Oberkante Fahrbahn des nächstgelegenen Punktes der Erschließ-  
ungsstraße.

Abweichende Bauweise; Gebäude sind mit seitlichem Grenzabstand zu 
errichten; es sind Einzel- und Doppelhäuser und Hausgrupen mit einer Länge 
von höchstens 20 m zulässig.

Je Einzelhaus sind maximal 3 Wohneinheiten, je Doppelhaushälfte und 
Reihenhaus ist nur eine Wohneinheit zulässig.

Garagen und Stellplätze dürfen innerhalb der nicht überbaubaren Grund- 
stücksfläche ausschließlich in der  festgesetzten Fläche für Stellplätze und 
Garagen errichtet werden. 

Rechtsgrundlagen

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Neubekanntmachung vom 
23.09.2004, BGBl. I S. 2414

Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke 
(Baunutzungsverordnung -BauNVO-) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 23.01.1990, BGBl. I S. 132

§ 5 Abs. 1 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 07.03.2005, GVBl. I S. 142

Hessische Bauordnung (HBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
25.06.2002, GVBl. I S. 274

Verfahrensvermerke

Aufstellung

Durch Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 08.07.2003

Offenlegung

Öffentlich ausgelegt in der Zeit vom 05.12.2005 bis 06.01.2006 

Beschluss

Als Satzung gemäß § 10 Abs. 1 BauGB von der Stadtverordnetenversammlung

Katasterstand

Stand der Planunterlagen:  05 / 2006  

Bekanntmachung

Der Beschluss des Bebauungsplanes wurde gemäß § 10 Abs. 3 BauGB mit dem
Hinweis auf die Bereithaltung am            ortsüblich bekannt gemacht.

UnterschriftDatum

UnterschriftDatum

beschlossen am 10.07.2006

Gebiet 4

Je Doppelhaushälfte ist 1 Wohnung zulässig; je Einzelhaus sind maximal 2 
Wohneinheiten zulässig.

Ein- und Ausfahrten sind ausschließlich in den im Planbild zeichnerisch 
festgesetzten Bereichen für Ein- und Ausfahrten zulässig. Dies gilt auch für 
Ein- und Ausfahrten zu den Stellplätzen und Garagen. Die Breite der Ein- und 
Ausfahrt darf 3 m nicht überschreiten. Die Gesamtbreite der zulässigen Ein- 
und Ausfahrten darf 6 m je Grundstück nicht überschreiten.

Garagen und Stellplätze sind innerhalb der festgesetzten nicht überbaubaren 
Grundstücksfläche nur bis zu einer Tiefe von maximal 20 m - gemessen von 
der Straßenbegrenzungslinie der Erschließungsstraße - zulässig.

Gebiet 5

Allgemeines Wohngebiet

Gemäß § 1 Abs. 6 BauNVO werden die in § 4 Abs. 3 BauNVO genannten 
sonstigen nicht störenden Gewerbebetriebe, Anlagen für Verwaltungen, 
Gartenbaubetriebe und Tankstellen nicht Bestandteil des Bebauungsplanes.

Grundflächenzahl: 0,4
Geschossflächenzahl: 0,8
Zahl der Vollgeschosse: maximal 2

Die maximale Höhe der baulichen Anlagen beträgt 10,5 m, bezogen auf die 
Oberkante der jeweiligen Erschließungsstraße, gemessen in Gebäudemitte 
senkrecht zur Straßenachse.
Die Höhe der Oberkante Fußboden Erdgeschoss beträgt mindestens 0,3 m 
über der Oberkante Fahrbahn des nächstgelegenen Punktes der Erschließ- 
ungsstraße.

Abweichende Bauweise; Gebäude sind mit seitlichem Grenzabstand zu 
errichten; es sind Einzel- und Doppelhäuser  mit einer Länge von höchstens 
20 m zulässig.

Je Doppelhaushälfte ist 1 Wohnung zulässig; je Einzelhaus sind maximal 3 
Wohneinheiten zulässig.

Garagen und Stellplätze sind innerhalb der festgesetzten nicht überbaubaren 
Grundstücksfläche nur bis zu einer Tiefe von maximal 20 m - gemessen von 
der Straßenbegrenzungslinie der Erschließungsstraße - zulässig.

Festsetzungen gemäß § 9 Abs. 1 BauGB Festsetzungen gemäß § 9 Abs. 1 BauGB

Hinweise und Empfehlungen

Zuordnung gemäß § 9 Abs. 1a BauGB

Festsetzungen gemäß § 9 Abs. 4 BauGB  
i.V.m. § 81 HBO

Fläche zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 
von Boden, Natur und Landschaft - Extensivwiese

Die Flächen sind mit einer standortgerechten Gras-Kräuter-Mischung 
anzusäen und als Extensivwiese im Bestand zu erhalten. Die Anwendung von 
chemischen Pflanzenschutzmitteln und mineralischen Düngemitteln ist 
unzulässig.

Verkehrsfläche und zu den Nachbargrundstücken hin optisch abgeschirmt 

Regenwassernutzung

Es wird empfohlen, Niederschlagswasser zu sammeln und z.B. als Brauch-
wasser oder für die Gartenbewässerung zu verwenden.

Nach den vorliegenden Erkundungen können mit Blick auf das in geringer Tiefe
anstehende Rotliegendgestein Belastungen natürlichen Ursprunges mit Arsen
nicht ausgeschlossen werden. Im Einzelfall ist das anfallende Abraummaterial 
gemäß abfallrechtlichen Vorgaben zu behandeln.
Eine Vermischung des Bodenaushubes aus dem Bereich des Rotliegenden mit 
dem Oberboden ist zu vermeiden, eine Überdeckung des Rotliegenden mit Ober-
bodenmaterial zu erhalten. Auch unter diesem Aspekt wird eine Baugrundunter-
suchung für das einzelne Baugrundstück dringend angeraten.

Öffentliche Grünfläche - Bolzplatz

Die Fläche ist ausschließlich als Grünfläche anzulegen und zu unterhalten. 

Innerhalb der Öffentlichen Grünfläche - Bolzplatz sind Flächenversiegelungen 
- mit Ausnahme  von Fundamenten für Pfosten und Rahmen von Toren sowie 
Netzpfosten - unzulässig. Das Spielfeld ist in einem Mindestabstand von 10 m 
zu den im Norden und Osten gelegenen Flurstücken (Weg) Nr.173 und Nr.158 
zu errichten. 

Der Bebauungsplan B32 "An den Rennwiesen" ersetzt
innerhalb seines Geltungsbereiches den Bebauungsplan
B4.1 "Seewald " Teil 1 in allen seinen Festsetzungen.

Hinweise und EmpfehlungenFestsetzungen gemäß § 9 Abs. 1 BauGB

Gebiete 4, 5 und 6

Festsetzungen gemäß § 9 Abs. 4 BauGB  
i.V.m. § 81 HBO

Innerhalb der im Planbild festgesetzten überbaubaren Fläche in Überlagerung 
mit der festgesetzten Fläche für Geh-, Fahr-, und Leitungsrecht zugunsten 
des Eigenbetriebes Entsorgung und Dienstleistung der Stadt Rödermark ist  

eine Überbauung  (durch Gebäude oder Teile derselben) erst ab einer lichten 

Höhe von 4 m zulässig. 

Erneut öffentlich ausgelegt in der Zeit vom 13.03.2006 bis 13.04.2006 


